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Kommentar zum
Bebauungsplan „Gewerbegebiet Go esauer Feld“, Karlsruhe Neureut
Gemeinderatssitzung 23.1.2024 und Auslegung 19.2. bis 22.3.2024

Das letzte seiner Art? - Erinnerung an Verpflichtungen vs weitere Vorhaben

Die CDU will den Bürger*innen, den Gemeinderät*innen, sich und uns Umweltverbänden vormachen, die 
24 Hektar geplantes Gewerbegebiet Go esauer Feld in Neureut wäre das letzte seiner Art.
Da hinkt die CDU über 30 Jahre hinter der Agenda 21 und den Grundsätzen des UN-Erdgipfels von Rio 1992 
sowie knapp 10 Jahre hinter den 17 UN-Nachhal gkeitszielen von 2015 für 2030 zurück. Bislang galt: nach 
der Erschließung ist vor der nächsten Flächennutzungsplanänderung. Und tatsächlich steht noch einiges im 
Flächennutzungsplan (FNP) und derzei gen Bebauungsplänen aus, wo Äcker und Wiesen noch nicht 
vernichtet sind aber auch noch dran kommen sollen. Ich erinnere u.a. an die geplante Bebauung des 
Oberen Säuterich, der „Neuen Mi e“ in Stupferich. Die Nordtangente mit weiteren begleitenden 
Gewerbegebieten (Knielinger Wiesen) steht auch noch auf der Wunschliste so mancher Frak on. So viel 
„zum letzten seiner Art“. Insgesamt ist die Stadt Karlsruhe bei Ausschöpfung des Flächennutzungsplans 
2030 willens, 114 ha für Gewerbe und 117 ha für Wohnen auf ihrem Gebiet zu überplanen.  Das wären 2,3 
Quadratkilometer. Die Fritschlach in Daxlanden würde in diese Fläche locker reinpassen.

Die absoluten Grenzen des beabsich gten Wachstums wurden und werden nie gezeigt, es gab sie wohl auch
nie. Felder, Wiesen und Wälder wurden als unendliche Verfügungsmasse gehandelt. Die Verantwortlichen 
kommen wie hier immer mit der Salamitak k durch: Nur noch dieses eine Gebiet, es ist ja nur noch dieses 
eine, in Rela on zur bisherigen Vernutzung sei es nicht so schlimm. Sehr schlimm sieht es aus, wenn man 
20, 30 Jahre zurückblickt. Herrschten da Hunger und Armut, dass uns ein derart exorbitanter 
Wohlstandswachstumsbooster beschert werden musste?

„Wir fangen erstmal an zu planen und dann können wir nachbessern“, sagt OB Mentrup. Dass ist die übliche 
Masche, um Umweltbewegte mit grünem Gewissen einzufangen. Es wird ein trügerisches Klima geschaffen, 
man könne irgendwas für die Natur erreichen.

Auch wenn in der Auseinandersetzung mit den Trägern öffentlicher Belange (TÖBs) auf den 
Flächennutzungsplan (FNP) 2030 verwiesen wurde, ist dieser dennoch unverbindlich und gibt nur die 
unverbindliche Möglichkeit für weitere Bauleitplanung. Auf der FNP-Ebene mögen zwar Darstellungen der 
Konflikte sta gefunden haben, jedoch nur für die Ansprüche an einen Flächennutzungsplan. Bei 
gebührender Betrachtung der im Gewicht zugenommenen Schutzgüter kann und muss die Entscheidung 
fallen, die gut strukturierten Flächen Go esauer Feld für eine Überbauung aufzugeben. Es gibt keinen 
Ausgleich für die Eingriffe, die Vernichtung der Böden und Lebensgrundlagen bleibt. Mit der umstri enen 
Ökopunkterechnerei werden Lebensräume nur verdichtet, sie werden weniger und kleiner.
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Natürlich soll alles energie- und ressourcenop miert entwickelt werden. Viele Gewerbegebiete werden so 
heute beworben, als wahrer Ökosegen. Der Betoneinsatz, Vernichtung der Böden werden allerdings nicht 
bilanziert. Geblendet wird mit grünem Anstrich, Gründach auf dünnem, toten Substrat ohne Verbindung 
zum lebendigen Boden. Es ist ein Werben um das grüne Gewissen. Die ressourcenop mierteste Variante ist 
der Nichtbau.

In der vielfachen Ökokrise haben die im Baugesetzbuch gelisteten Schutzgüter eine derart hohe Priorität  
erlangt, dass sie rechtsverbindlich sind. Leider hält sich zur Durchsetzung von Bebauungsplänen hartnäckig 
die Rechtsauslegung, die allgemeinen Schutzgüter seien lokal nicht von Belang. Ein Respekt für Böden, 
Lebensräume und Grünzäsuren ist bei der Priorisierung pro Gewerbe auch hier nicht zu sehen, trotz des 
Titels Biostadt Karlsruhe. Die Bodenschutzklausel §1a Abs 2 BauGB verbietet eine leich er ge 
Außenentwicklung mit den üblichen einfachen Begründungen wie etwa, dass es Bedarf an Gewerbeflächen 
gäbe oder man Betriebe rückabwerben wolle. Eine Stadtentwicklung und Ökonomie im Jahre 2024 muss mit
den bestehenden vernutzten Flächen auskommen, auch wenn diese Flächen nicht der Größenvorstellung 
von Investoren entsprechen. Will die Stadt des Rechts dem Urteil unseres Bundesverfassungsgerichts von 
2021 bzgl Ar kel 20a GG zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen widersprechen, wonach 
Deutschland keine Anreize geben darf, interna onale Ziele zu unterlaufen?

Eine große Mehrheit glaubt aber an den hohen Bedarf an Gewerbeflächen, nichts wird hinterfragt. 
Einnahmen werden überschätzt, Ausgaben werden unterschätzt. Effiziente Nutzung, auch mehrstöckig wird 
nicht ausgenutzt. Von einer Raumplanung mit Abgaben und Überlassen von Investorenanfragen an andere 
Regionen im Sinne des Raumordnungsgesetzes (ROG) sta  Clusterbildung in Baden-Wür emberg ganz zu 
schweigen. Wenn das Wachstum der größer werden wollenden Städte und Gemeinden tatsächlich zu mehr 
Wohlstand führen würde, dann müssten die schon größeren Städte und Gemeinden überhaupt keine 
Probleme haben. Der Bedarf wird aus der Gewerbeflächenstudie 2012/ 2021 abgeleitet, die aber nur eine 
sich selbst erzeugende Begründung à la „wir wollen wegen unseres Selbstverständnisses Boom zu sein 
Wachstum also braucht es Wachstum und damit mehr Gewerbefläche“. Das Gebot der gleichmäßigen 
Entwicklung der Regionen gemäß ROG gibt aber dem Ziel einer überdurchschni lichen Stärke keine 
Begründung.

Eine Bebauung zwischen der Richtung Nordost verlaufenden B36 und der Wohn- und Gewerbestraße Am 
Zinken würde etwa die Häl e der Ackerflächen im Karlsruher Norden zwischen B36 und Linkenheimer 
Landstraße einnehmen. Das Siedlungsband Nordweststadt bis Hochste en längs der B36 würde weiter 
verdichtet werden.

Es ist zum einen übles Konkurrenzdenken, die nach Eggenstein-Leopoldshafen abgewanderte Betriebe nach 
Neureut zurückzuholen. Zum anderen wird übersehen, dass es sich hier um Immobilien handelt, die mit 
Verbrauch von knappen Ressourcen (Sand und Kies im Beton, Böden, Freiflächen, Lebensräume) errichtet 
wurden, nicht bewegt werden können und ein Ersatzneubau wieder Ressourcen benö gt. Die Inves onen 
sind getan, eine Neuinves on unrealis sch. Man zieht neues Gewerbe an, das mit der Besetzung von 
Arbeitsplätzen den Wohnraumdruck in der Stadt und Neureut unnö g erhöht.
Für die geplanten Büros und Verwaltungsgebäude sehe ich absolut keine Notwendigkeit. Wer braucht diese 
beim Büroüberschuss?
Warum also soll der Beschluss dieser weiteren Bebauung „ein guter Tag für Karlsruhe“ sein?



Quellen & Nachschlagen
Unüberprü e Mythen. Wo bleibt die Vollkostenrechnung?
h ps://meine.s mme.de/c-freizeit/der-demografische-wandel-ist-unausweichlich_a209367

Faktencheck über den angeblichen Nutzen neuer Gewerbegebiete
h ps://ini a ve-rosenloh.de/von-der-ini a ve/faktencheck-rosenloh-nein-zum-industriegebiet-weil/

Die 17 UN-Nachhal gkeitsziele für 2030
Ziel 15.3: Bis 2030 eine bodendegenera onsneutrale Welt anstreben
==> kein Flächenfraß was der FNP 2030 noch vorsieht. Wüste Flächen stoppen.
h ps://sdg-indikatoren.de/15/

Agenda 21
Kapitel 10 Seite 78 bis 82 "Integrierter Ansatz für die Planung und Bewirtscha ung der Bodenressourcen"
h ps://www.bmuv.de/download/agenda-21

Erklärung von Rio 1992
u. .a.
Grundsatz 1 (Recht auf ein gesundes und produk ves Leben im Einklang mit der Natur – sta  Verbauung)
Grundsatz 4 (Umweltschutz = Bestandteil des Entwicklungsprozesses)
Grundsatz 8 (Konsumgewohnheiten abbauen, also auch „ich-will-haben-Acker“ von Unternehmen)
h ps://www.un.org/depts/german/conf/agenda21/rio.pdf

Entscheidungstext des Bundesverfassungsgerichts zum Beschluss 24.3.2021 u.a. bzgl Art 20a GG mit der Verpflichtung 
zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen
Deutschland darf keine Anreize geben, interna onale Ziele zu unterlaufen
h ps://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2021/03/rs20210324_1bvr265618.html


